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AI Assurance-invalidité
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gfs.bern Institut de recherche gfs.bern
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Stimmung in der Bevölkerung

Die Rangliste der politischen Probleme, deren Lösung die Schweizerinnen und
Schweizer für am vordringlichsten halten, hat sich im Vergleich zum Vorjahr verändert.
Gemäss der unmittelbar nach den Nationalratswahlen vom Oktober durchgeführten
Selects-Umfrage hat die Asylproblematik das Thema Arbeitslosigkeit von der Spitze
verdrängt. Diesen Meinungsumschwung aber allein auf die Wahlpropaganda gewisser
Parteien (namentlich der SVP) zurückzuführen, wäre wohl kaum zutreffend. Immerhin
hatten sich in der Zwischenzeit auch die realen Verhältnisse verändert: die
Arbeitslosenzahlen hatten sich weiter massiv reduziert und infolge des Kosovo-Konflikts
war im Sommer eine neue Höchstzahl an einreisenden Flüchtlingen zu verzeichnen
gewesen. In der französischen Schweiz konnte sich allerdings die Angst vor der
Arbeitslosigkeit an der Spitze halten; dort spielen sozialpolitische Fragen für die
Bevölkerung generell eine wesentlich wichtigere Rolle als in der Deutschschweiz. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1999
HANS HIRTER

Arbeitslosigkeit, Ausländer und Altersvorsorge – die drei A wurden im jährlich
erhobenen Sorgenbarometer auch 2015 als grösste Probleme bezeichnet. Rund 1000
Befragte müssen in dieser von der Credit Suisse finanzierten und von gfs.bern
durchgeführten Befragung aus 34 Antwortvorgaben jeweils die fünf wichtigsten
Probleme benennen. 2015 bezeichneten 43% die Vorgabe "AusländerInnen" als
wichtigstes Problem, was im Vergleich zu 2014 erneut einen Zuwachs von drei
Prozentpunkten bedeutete. Auch die Thematik "Flüchtlinge/Asyl" wurde gegenüber
2014 deutlicher als Problem wahrgenommen: 35% der Befragten bezeichneten 2015
dieses Thema als Problem gegenüber 26% im Jahr 2014. Nach wie vor grosse Sorgen
scheint die Altersvorsorge zu bereiten: für 38% (2014: 37%) sind Fragen zu AHV und
Renten ein zentrales Problem im Jahr 2015. Auch die Arbeitslosigkeit scheint die
Schweizerinnen und Schweizer – trotz eigentlich guter Konjunkturlage – zu
beschäftigen. Weil die Jugendarbeitslosigkeit 2015 getrennt abgefragt wurde, ist ein
Vergleich mit 2014 allerdings schwierig. 2015 bezeichneten 41% der Befragten
Arbeitslosigkeit im Allgemeinen und 26% Jugendarbeitslosigkeit im Speziellen als eines
der fünf drängendsten Probleme; 2014 lag der Anteil, der Erwerbslosigkeit als Problem
bezeichnete, bei 51%. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2015
MARC BÜHLMANN

Im Dezember 2017 publizierte das Meinungsforschungsinstitut gfs.bern das jährlich von
der Crédit Suisse in Auftrag gegebene Sorgenbarometer. Seit 2003 hatte stets die
Arbeitslosigkeit als grösste Sorge der Schweizerinnen und Schweizern fungiert. Im Jahr
2017 löste das Thema AHV/Altersvorsorge die Arbeitslosigkeit ab, wenn auch mit
weniger als einem Prozentpunkt Differenz. 44 Prozent der Befragten sahen im
Berichtsjahr ihre Rente in Gefahr. Damit verstärkte sich das Problembewusstsein für
die AHV und die Altersvorsorge im Allgemeinen innerhalb eines Jahres erheblich: 2016
waren es lediglich 28 Prozent der Befragten gewesen, denen die Altersvorsorge Kummer
bereitet hatte. Die Bedenken der Bevölkerung gegenüber der Altersvorsorge zeigten
sich auch bei der Frage, welchem politischen Ziel die Befragten derzeit die höchste
Priorität einräumen würden. 24 Prozent gaben AHV/IV an, deutlich vor Familie-Beruf
(14%) und wirtschaftliches Wachstum (14%). Auch dürfte sich die Sorge um die
Altersvorsorge mittelfristig auf dem erhöhten Niveau halten, denn gemäss Aussage von
Lukas Golder, Co-Leiter von gfs.bern, habe das Nein des Stimmvolks zur AHV-Reform
2020 im September 2017 kaum zu einer Beruhigung beigetragen und diese Abstimmung
sei erst nach der Erhebung für das Sorgenbarometer erfolgt, wie er dem Tages-Anzeiger
sagte. Auch die Sorgen um die Gesundheit/Krankenkassen und um die soziale
Sicherheit nahmen im Vergleich zum Vorjahr deutlich zu. Während im Vorjahr 21
Prozent das Thema Gesundheit/Krankenkassen zu den fünf grössten Sorgen gezählt
hatten, waren es 2017 26 Prozent; bei der sozialen Sicherheit sprang der Wert innerhalb
eines Jahres von 11 Prozent auf 18 Prozent. Deutlich weniger Sorgen als noch im Vorjahr
bereitete das Thema Flüchtlinge und Asyl: 19 Prozent (2016: 26%) sahen das Thema als
eines der fünf grössten politischen Probleme an. Die Studienleiter führten dies auf den
deutlichen Rückgang der Anzahl Asylgesuche von 2015 (39'523) auf 2016 (27'207)
zurück. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.11.2017
SAMUEL BERNET
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Wie bereits im Vorjahr führte die Altersvorsorge die Rangliste des vom
Forschungsinstitut gfs.bern erstellten Sorgenbarometers 2019 an. Mit dieser jährlich
von der Credit Suisse in Auftrag gegebenen Studie werden die Sorgen der Schweizer
Bevölkerung eruiert. Insgesamt blieben die fünf grössten Sorgen im Vergleich zum
Vorjahr beinahe unverändert. Eine Ausnahme bildete lediglich der fünfte Platz, welcher
von der Sorge um die Arbeitslosigkeit belegt wurde, die damit wieder nach vorne in die
gewohnten Topplätze gerückt war. Auf die AHV auf dem ersten folgte die Kategorie
«Gesundheit, Krankenkassen» auf dem zweiten Platz, während die Sorge aufgrund von
«AusländerInnen» auf dem dritten Platz landete. Einen Platz nach vorne gerückt war die
Kategorie «Umweltschutz/Klimawandel/Umweltkatastrophe», die Kategorie
«Flüchtlinge/Asyl» hingegen fiel auf den neunten Platz zurück. Hierbei, so eine These
der Studie, sei bemerkenswert, dass gleichzeitig die Sorge um die persönliche
Sicherheit (sechster Rang) um elf Prozentpunkte zugelegt habe. Das Narrativ, in
welchem Flüchtlinge als «Sicherheitsbedrohung von aussen» dargestellt würden,
funktioniere somit nicht mehr. Überhaupt konnte die Studie keine Gründe für die
Sicherheitsbedenken ausmachen, denn etwa auch die Angst vor Terrorismus oder
Fundamentalismus stieg nicht an. Der Kern dieser Sicherheitsbedenken sei noch zu
klären.

Von der Politik verlangten die Schweizerinnen und Schweizer rasche Lösungen zu
innenpolitischen Themen, so Lukas Golder von gfs.bern und Co-Leiter der Studie. Auf
die Frage, welche Probleme am dringendsten von den Politikerinnen und Politikern
angegangen werden müssten, nannten die meisten Umfrageteilnehmenden denn auch
die Rentenreform, wie dies bereits im Jahr zuvor der Fall gewesen war. Neu war, dass
2019 die Umweltfragen auf dem zweiten Platz der am dringendsten zu lösenden
Probleme landeten. Anscheinend waren die Befragten diesbezüglich von den
Politikerinnen und Politikern enttäuscht, denn 46 Prozent gaben an, die Politik von
Regierung und Verwaltung versage in entscheidenden Themen, wobei 83 Prozent
anfügten, der Bundesrat müsse «seine Führungsrolle besser wahrnehmen». Noch im
vergangenen Jahr lag das Vertrauen in den Bundesrat bei 61 Prozent und auch sonst war
das Vertrauen in die Institutionen vergleichsweise hoch. Dies habe sich geändert: Von
der EU, über die Kirchen, zu den Arbeitsvertretungen, bis hin zu den politischen
Parteien wiesen viele Institutionen einen Vertrauenseinbruch aus, welcher nicht selten
20 Prozentpunkte betrug. Auch die Armee, im Vorjahr noch auf dem zweiten Platz,
verlor in gleichem Ausmass an Vertrauen in der Bevölkerung. Bemerkenswert war
hierbei, dass sich 90 Prozent der Befragten eine grössere Anerkennung von
Freiwilligenarbeit wünschten, wobei sich 74 Prozent der Befragten vorstellen konnten,
dass «obligatorische Dienste als Alternative zum Militärdienst» hier Abhilfe schaffen
würden. Einzig die Polizei verzeichnete einen kleinen Vertrauensanstieg und belegte
neu den ersten Platz – was im Hinblick auf die Sorge um die persönliche Sicherheit eine
passende Entwicklung sei, wie die Studie abschliessend feststellte. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.12.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Sans surprise, la pandémie de coronavirus et ses conséquences font une entrée
fracassante dans le baromètre des préoccupations du Credit Suisse 2020. Ce thème
arrive en tête de l'étude réalisée par l’institut de recherche gfs.bern, qui a interrogé
des citoyens et citoyennes suisses sur leurs principales préoccupations et sur les
caractéristiques de l'identité du pays. C'est la première fois en 44 ans qu'une nouvelle
préoccupation arrive aussi nettement en haut du classement. En effet, 51 pour cent des
personnes sondées ont cité la pandémie parmi les cinq plus gros problèmes auquel la
Suisse fait face. Suivent dans le classement le thème de l'AVS et de la prévoyance
vieillesse (37%), qui occupait la première place depuis 2017, et l'inquiétude liée au
chômage (31%), elle aussi en augmentation, sans doute en lien avec la pandémie. 
Le thème de l'environnement et du climat, mentionné par 29 pour cent des personnes
sondées, occupe la quatrième place. Il est néanmoins considéré comme le deuxième
problème le plus urgent à résoudre, seulement précédé par la pandémie de
coronavirus. Le top-5 des préoccupations des suisses et suissesses est complété par la
catégorie «étrangers» avec 28 pour cent. 
Si l'on met de côté la pandémie, les préoccupations de la population sont relativement
similaires aux années précédentes. Certaines thématiques telle que la prévoyance
vieillesse, la protection environnementale ou la question des étrangers, même si
toujours considérées comme importantes, sont néanmoins devenues moins urgentes
aux yeux des citoyens et citoyennes, alors que l'inquiétude face au chômage est elle
revenue sur le devant de la scène, sans pour autant atteindre les niveaux records des
années 90, comme le souligne Lukas Golder, le co-directeur de gfs.bern.
Parmi les autres questions posées aux personnes sondées figurait celle des éléments
les plus importants de la sécurité du pays. Mises en lumière par la pandémie, les

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 12.12.2020
MATHIAS BUCHWALDER
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questions d'approvisionnement arrivent en tête de liste. Ce sont la sécurité de
l'approvisionnement en énergie, l'approvisionnement autonome en matériel médical
ainsi que la sécurité de l'approvisionnement en marchandises qui cristallisent
l'attention, en adéquation avec le fait que 87 pour cent des personnes sondées se
disent plutôt ou tout à fait d'accord avec la proposition de rapatrier en Suisse, avec
l'aide de l'État, certains processus de production. 
La confiance dans les institutions est elle en hausse par rapport à l'année précédente.
La police conserve sa première place en ayant la confiance de 70 pour cent de la
population, suivie par le Conseil fédéral avec 68 pour cent et un gain de 18 points de
pourcentage. Le Parlement fédéral (Conseil des États: 51%, +7 pp; Conseil national:
48%, +8 pp) et l'administration publique (48%, +8 pp) progressent également. Selon
Lukas Golder, cela s'explique par la bonne maîtrise de la première vague de la
pandémie. Il convient cependant de relever que l'étude a été réalisée au cours de l'été,
au moment où le nombre de contaminations était bas et les conséquences de la
deuxième vague ne se faisaient pas encore sentir.
L'étude montre également un intérêt grandissant de la population pour les questions
politiques, avec 85 pour cent des personnes sondées qui se disent très ou plutôt
intéressées par la politique. Enfin, les suisses et suissesses évaluent toujours leur
situation économique personnelle de manière positive, même si la part des personnes
s'attendant à une dégradation de celle-ci ou s'inquiétant pour leur avenir n'a jamais été
aussi grande (19%). 5

Pour la seconde année consécutive, la pandémie de coronavirus et ses conséquences
figurent en tête des préoccupations des suisses et suissesses, selon le baromètre des
préoccupations 2021 du Credit Suisse. L'étude, réalisée par gfs.bern aux mois de juillet
et d'août 2021, indique que 40 pour cent des répondant.e.s considèrent ce thème
comme l'un des cinq plus gros problèmes auxquels le pays fait face. La protection de
l'environnement et du climat (39%) et l'AVS/prévoyance vieillesse (39%) sont également
des sujets dont la population se soucie fortement. Les relations avec l'UE (33%),
l'évolution des coûts en matière de santé et d'assurances (25%), l'arrivée de forces de
travail qualifiées (20%) et de réfugié.e.s (19%) suivent dans ce classement. Par rapport à
l'année précédente, la gestion de la pandémie, si elle demeure certes première, semble
moins préoccuper la population – 51 pour cent des sondé.e.s la classait parmi les cinq
problèmes les plus importants – alors que la question climatique et environnementale
prend plus d'importance – de 29 à 39 pour cent –, peut-être en lien avec le rejet de la
loi sur le CO2 et les catastrophes naturelles comme les inondations en Allemagne en
juillet, selon le rapport. Malgré l'abandon de l'accord-cadre, les citoyennes et citoyens
semblent moins inquiet.e.s de la poursuite des relations avec l'UE qu'en 2020. Enfin,
les thématiques migratoires perdent de l'importance depuis quelques années, tandis
que le chômage ne figure pas non plus parmi les préoccupations principales de la
population.
En outre, 65 pour cent des personnes interrogées considèrent leur situation
économique comme très bonne ou plutôt bonne, et sont plutôt confiantes quant à
leurs possibilités de maintenir ce niveau de prospérité. De plus, 10 pour cent des
sondé.e.s s'attendent à une dégradation de leur situation économique (-9 points de
pourcentage, pp, par rapport à 2020), une part qui revient ainsi au niveau d'avant la
pandémie.
Après une progression en 2020, la confiance dans les institutions est en recul cette
année. 63 pour cent des citoyennes et citoyens témoignent de leur confiance envers la
police (-7pp) et le Conseil fédéral (-5pp). Le Tribunal fédéral jouit de la confiance de 60
pour cent de la population (-3pp), la BNS de 51 pour cent (-6pp), le Conseil des États de
42 pour cent (-9pp), tout comme le Conseil national (-6pp). Enfin, l'administration
publique (39%, -9pp) et l'armée (40%, -8pp) enregistrent également un recul.
Lorsqu'on leur demande leur avis sur la gestion de la crise, 57 pour cent des suisses et
suissesses estiment que la Suisse a mieux géré la pandémie que les autres pays, même
si 63 pour cent auraient jugé opportun que la Confédération dispose de plus de
compétences par rapport aux cantons durant la période de crise. 
L'étude de gfs.bern porte sur un échantillon de 1722 personnes disposant du droit de
vote et issues de toute la Suisse. La marge d'erreur est de plus ou moins 2.3 points de
pourcentage. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.11.2021
MATHIAS BUCHWALDER
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L'environnement, les retraites ainsi que le thème de l'énergie: ce sont là les trois
préoccupations principales de la population suisse, d'après le baromètre des
préoccupations 2022 du Credit Suisse. L'enquête a été réalisée par l'institut gfs.bern
auprès de 1'774 personnes ayant le droit de vote entre juillet et août 2022.
Comme en 2021, 39 pour cent des sondé.e.s citent la protection de l'environnement, le
changement climatique et les catastrophes qui en découlent parmi leurs cinq
préoccupations principales, ce qui fait de l'environnement le thème le plus mentionné
en 2022. L'année précédente, il n'était précédé que par la pandémie de Covid-19, qui
constituait la principale préoccupation de la population autant en 2020 (51%) qu'en
2021 (40%). Signe que les heures les plus graves de la crise sanitaire semblent passées,
elle n'est mentionnée que par 13 pour cent des répondant.e.s en 2022, ce qui en fait,
selon le communiqué de presse, un «problème du quotidien», et non plus une
préoccupation majeure. À l'inverse, l'environnement gagne en importance au fil des
années: 7 pour cent le mentionnaient en 2006, et 18 pour cent en 2012. Quant au thème
de la prévoyance-vieillesse et l'AVS, il figurait déjà parmi les préoccupations principales
de 51 pour cent des répondant.e.s en 2006, et de 36 pour cent en 2012. En 2022, 37
pour cent des suisses et suissesses considèrent toujours qu'il s'agit là d'un des
problèmes les plus importants. Ce résultat n'est pas étonnant, sachant que la réforme
du système des retraites est l'un des serpents de mer de la politique suisse depuis
plusieurs décennies. Il appartiendra au baromètre de 2023 de démontrer si le projet
AVS-21, accepté dans les urnes par une courte majorité de la population en septembre
2022, aura calmé les inquiétudes à ce sujet. Pendant ce temps, les débats sur la
réforme de la LPP continuent au Parlement. Le podium des préoccupations des suisses
et suissesses est complété par la question de l'énergie, mentionnée par 25 pour cent
des répondant.e.s (11% en 2006; 16% en 2012). Les incertitudes à court-terme liées à la
guerre en Ukraine jouent sans aucun doute un grand rôle dans l'importance accordée à
ce thème, qui n'avait jusqu'alors jamais figuré aussi haut dans le classement. Les
auteur.e.s du rapport relèvent cependant que la stratégie énergétique à long-terme
constitue également une crainte, s'agissant notamment des compromis qu'il faudra
probablement accepter «dans les domaines de l’environnement, de la protection du
paysage ou de technologies telles que le nucléaire». Outre l'énergie, la guerre en
Ukraine a des implications sur d'autres thématiques. Ainsi, 20 pour cent des personnes
interrogées mentionnent le conflit en tant que tel parmi leurs préoccupations
principales (8e rang dans le classement), et 21 pour cent s'inquiètent de la sécurité de
l'approvisionnement (énergie, mais aussi médicaments et sécurité alimentaire, 7e rang
du classement). Enfin, l'inflation, mentionnée par 24% des sondé.e.s, figure en
cinquième position et fait son retour après plusieurs années d'absence, tandis que le
système de santé, un thème récurrent, figure cette année au sixième rang (24%). Les
thématiques relevant de la migration ferment le «top ten» des préoccupations de la
population, mentionnées par 19 (pour la catégorie «étrangers / immigration / libre
circulation des personnes») et 16 pour cent (pour la catégorie «réfugiés / demandeurs
d'asile»). Malgré la forte pression migratoire en 2022, l'importance accordée à ces
thématiques reste loin de celle d'il y a quelques années. 
Dernier thème du top 10 à ne pas avoir été évoqué, la politique européenne est
mentionnée par 25 pour cent des participant.e.s au sondage, ce qui la classe au
quatrième rang des préoccupations principales. La population est partagée quant à la
politique européenne menée par la Suisse. En effet, la décision prise par le Conseil
fédéral de rompre les négociations pour un accord-cadre institutionnel en mai 2021 est
saluée par 49 pour cent des répondant.e.s (-2 points de pourcentage (pp) par rapport à
2021), alors que 42 pour cent (+2pp) la regrette. Pour l'avenir, différentes solutions sont
plébiscitées parmi les sondé.e.s: la reprise des négociations pour un accord-cadre
recueille le plus de soutien, à égalité avec le développement des accords bilatéraux.
Parmi les autres possibilités évoquées, l'entrée dans l'Espace économique européen
(EEE) bénéficie d'un regain de support, trente ans après le refus de cette proposition
dans les urnes. 76 pour cent des participant.e.s à l'étude trouvent qu'il est important
que la Suisse entretienne des relations stables avec l'UE. Pour la majorité, la
responsabilité du développement des relations Suisse-UE incombe au Conseil fédéral. 
D'un point de vue économique, 19 pour cent (+9pp) des citoyennes et citoyens
craignent que leur situation personnelle ne se détériore à l'avenir, le taux le plus élevé
depuis que cette question est posée. En revanche, 65 pour cent qualifient leur
situation économique actuelle de bonne ou très bonne, comme l'année passée, et 6
pour cent la considère comme mauvaise ou très mauvaise. En outre, 92 pour cent des
personnes interrogées trouvent que l'économie suisse va plutôt bien, voire très bien,
en comparaison avec les autres pays. 
Enfin, la confiance dans les institutions demeure stable, à un niveau relativement élevé:
le Conseil fédéral, la police et le Tribunal fédéral bénéficient de la confiance de plus de
deux tiers de la population. La confiance accordée au Parlement, à la BNS et aux partis
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MATHIAS BUCHWALDER
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politiques est moindre, mais connaît une légère amélioration, alors que la confiance
dans l'armée, en raison probablement du contexte géopolitique, bondit de 8pp pour
atteindre 48%. 
À moins d'une année des prochaines élections fédérales, les tendances mises en avant
par la 46ème édition du baromètre des préoccupations sont susceptibles de donner
des idées aux partis politiques. Sachant que les élections fédérales de 2019 ont été
marquées par la question climatique et celles de 2015 par la crise migratoire, sur quels
thèmes faudra-t-il capitaliser en 2023 pour engranger des voix? 7

Rechtsordnung

Kriminalität

Gestützt auf die Kriminalstatistik des Kantons Zürich konstatierte der Soziologe Manuel
Eisner eine massive Zunahme der von Jugendlichen begangenen Gewaltdelikte (Delikte
gegen Leib und Leben, Raub, Vergewaltigung, sexuelle Nötigung), während die Zahl der
wegen Eigentumsdelikten Registrierten nahezu stabil blieb. Der Anteil der
ausländischen Jugendlichen an den wegen Gewaltdelikten Verdächtigten hat sich bis
1997 auf 71 Prozent erhöht, wobei die Zunahme fast ausschliesslich auf des Konto von
Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien und aus Albanien geht. Aus diesen beiden
Ländern stammten 1997 33 Prozent aller wegen Gewaltdelikten registrierten
Jugendlichen. Der stark gestiegene Ausländeranteil in der Kriminalstatistik (1997
machten sie gesamtschweizerisch 51.5 Prozent der ermittelten Straftäter aus) führte zu
Forderungen nach strengeren Massnahmen gegen kriminelle Asylbewerber und
Ausländer ohne Aufenthaltsberechtigung. Die Angehörigen dieser beiden Gruppen sind
massgeblich verantwortlich für den Anstieg des Ausländeranteils unter den Straftätern,
können aber oft wegen fehlender Papiere oder wegen laufender Asylgesuche nicht
ausgewiesen werden. Die schweizerische Vereinigung der Staatsanwälte und
Untersuchungsrichter forderte an ihrer Delegiertenversammlung gesetzliche
Grundlagen, um diese Personen bis zum Vollzug der Ausweisung zu internieren. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.10.1998
HANS HIRTER

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Die Asylfrage ist zum grössten Problem der Schweizer geworden und hat die im Vorjahr
zuerst genannten Themen Drogen und Umwelt auf die Plätze zwei und drei
zurückgedrängt. Dies ging aus einer repräsentativen Umfrage hervor. Für die Tessiner
war die Asylfrage weniger oft die zentrale Sorge (49%) als für die Romands (63%) und
die Deutschschweizer (67%) . 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1991
MARIANNE BENTELI

Zu den "traditionellen" Asylbewerbern gesellten sich im Berichtsjahr unzählige
Menschen, welche den Kriegsgreueln im ehemaligen Jugoslawien entflohen. Sie fanden
unter verschiedenen Titeln entweder gruppenweise oder individuell vorläufige
Aufnahme. Schätzungsweise 60 bis 70 000 weilten als Touristen in der Schweiz oder
fanden, nachdem der Bundesrat anfangs Juli die Visabestimmungen für
Kriegsflüchtlinge aus Bosnien-Herzegowina teilweise gelockert hatte, Unterschlupf bei
Verwandten und Freunden. Zu den vorläufig Aufgenommenen gesellte sich noch eine
Gruppe von 450 kroatischen und bosnischen Kriegsgefangenen, die später in die USA
oder Kanada weiterreisen sollen. Zusammen mit den Niedergelassenen und
Jahresaufenthaltern sowie jenen Saisonniers, denen die Aufenthaltsbewilligung
aufgrund des Krieges verlängert wurde, lebten im Jahresmittel rund 230 000
Bürgerinnen und Bürger aus dem ehemaligen Jugoslawien in der Schweiz. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.12.1992
MARIANNE BENTELI
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In der Flüchtlingsproblematik zeichnete sich eine markante Wende ab, indem erstmals
seit 1985 – dem Beginn der elektronischen Erfassung der Wanderung im Asylbereich –
mehr Asylbewerber aus-, denn einreisten. Nur noch rund 18 000 Gesuche wurden
gestellt, 57% weniger als im Vorjahr. Demgegenüber reisten 4900 Personen freiwillig
aus, 100 wurden nach Abschluss des Verfahrens in einen Drittstaat und 4000 in ihr
Heimatland ausgeschafft; von den rund 17 300 als verschwunden Gemeldeten hat nach
Einschätzung des BFF ein Grossteil die Schweiz ebenfalls verlassen. Als Erklärung für
den Rückgang nannte das BFF die Auswirkungen der Asylgesetzrevision und die
Personalaufstockungen, welche eine zügigere Erledigung der Pendenzen erlaube. Das
Arbeitsverbot während der ersten drei Monate und die verschlechterte
Arbeitsmarktlage hätten ausserdem dazu geführt, dass die Schweiz für Personen, die
aus wirtschaftlichen Gründen ihre Heimat verlassen, an Attraktivität verloren habe.
Weitere rund 170 000 ausländische Staatsangehörige wurden in dieser Statistik nicht
aufgeführt, nämlich die fast 27 000 anerkannten Flüchtlinge, die ca. 30 000
internationalen Funktionäre, die knapp 50 000 Asylbewerberinnen und Asylbewerber
sowie die schätzungsweise 70 000 Personen aus dem Krisengebiet Jugoslawien, welche
ohne fremdenrechtlichen Status in der Schweiz weilten.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.1992
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr beantragten 18 001 Personen in der Schweiz Asyl, 5,8% mehr als im
Vorjahr. Wie bereits in den letzten Jahren stammte über ein Drittel (34,6%) der
Gesuchsteller aus der Bundesrepublik Jugoslawien (Serbien mit Kosovo und
Montenegro). Der Anteil der Asylsuchenden aus Bosnien ging dagegen von 20,8% auf 7%
zurück. Wieder von 6% auf 10,9% zugenommen haben die Asylanträge von Tamilen aus
Sri Lanka. Weitere grössere Gruppen von Asylbewerbern kamen aus der Türkei (7,3%)
sowie aus Somalia und aus Zaire (je 3,9%).

Die Anerkennungsquote ging wegen der verbesserten Situation in Bosnien von 14,9%
auf 12% zurück. Überdurchschnittliche Anerkennungsquoten hatten Gesuche aus
Vietnam (90,3%), dem Irak (70,5%), der Türkei (43,8%) und Bosnien (29,2%). Von den
Personen aus der Bundesrepublik Jugoslawien erhielten 7,5% Asyl, von den
srilankischen Staatsangehörigen 1,3%.

Von den 130 879 Personen, die sich Ende Dezember aufgrund eines Asylgesuchs in der
Schweiz aufhielten, waren 22 537 anerkannte Flüchtlinge, 20 109 Personen hatten eine
kantonale fremdenpolizeiliche Bewilligung aus humanitären oder anderen Gründen,
33 767 waren vorläufig aufgenommen. Bei 22 570 Asylsuchenden mit negativem
Entscheid war der Vollzug der Ausreise hängig oder blockiert. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 21.01.1997
MARIANNE BENTELI

Die Zahl der Asylgesuche stieg 1997 nach Jahren der relativen Beruhigung wieder stark
an, nämlich von 18 000 Gesuchen 1996 auf knapp 24 000, was aber nach wie vor weit
unter den dramatischen Verhältnissen der Jahre 1990 und 1991 mit 36 000 respektive
42 000 Gesuchen lag. Die Anerkennungsquote lag bei 12,5%. Als Erklärung für die
Zunahme der Asylgesuche wurde vom Bundesamt für Flüchtlinge der anhaltende
Zustrom Asylsuchender albanischer Herkunft geltend gemacht, die im internationalen
Vergleich grosszügige Behandlung der Asylsuchenden in der Schweiz sowie der
Umstand, dass die Schweiz nach Inkrafttreten des EU-Erstasylabkommens von Dublin
und des Schengener Abkommens gewissermassen als "Fluchtinsel" in Europa gilt und
entsprechend von Flüchtlingen und Schleppern angepeilt wird. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.01.1998
MARIANNE BENTELI

Seit 1988 ist das BFF befugt, den Asylentscheid nur auf Grund der kantonalen Akten
(d.h. ohne eine zusätzliche Anhörung durch das Bundesamt) zu fällen. Dieser Umstand
verleiht den Kantonen eine beträchtliche Machtfülle. Eine von der Universität Bern
erstellte Studie, welche die Entscheide der Jahre 1988 bis 1996 analysierte, zeigte nun,
dass der Anteil der Gutheissungen stark variiert, je nachdem, welchem Kanton die
Erstbefragung zu den Fluchtgründen obliegt. Während eine Zuweisung an die Kantone
Nidwalden, Appenzell Innerrhoden, Obwalden, Glarus, Zug und Luzern im betrachteten
Zeitabschnitt zu signifikant überdurchschnittlichen Anerkennungsquoten führte, lag die
Chance für einen positiven Entscheid in den Kantonen Aargau, St. Gallen, Appenzell
Ausserrhoden, Thurgau, Wallis, Basel-Stadt und Tessin wesentlich unter dem
Durchschnitt. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 06.07.1998
MARIANNE BENTELI
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Im Berichtsjahr stellten 41 302 Personen in der Schweiz ein Asylgesuch, nur 327 weniger
als im Rekordjahr 1991. Gegenüber dem Vorjahr nahm die Zahl der Gesuche um 17 320
resp. 72,2% zu. Dabei lag das Schwergewicht der Zunahme im zweiten Halbjahr, was
einen Betreuungseinsatz der Armee nötig machte (siehe unten). Nahezu die Hälfte der
Asylsuchenden stammte aus dem Kosovo (49,4%). Die nächstgrösseren Anteile stellten
Staatsangehörige aus Albanien (9,1%), aus Irak (4,9%) und aus Sri Lanka (4,6%). 92,6%
kamen über die grüne Grenze. Die Anerkennungsquote ging von 12,5 auf 9,5% zurück.
3456 Personen, doppelt so viele wie 1997, wurden zwangsweise zurückgeschafft,
darunter 1211 in der Schweiz kriminell gewordene Albaner bzw. Kosovo-Albaner.
Insgesamt verliessen 23 706 asylsuchende Personen die Schweiz. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 09.01.1999
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr wurden von 17 611 Personen neue Asylgesuche eingereicht. Damit
verminderte sich die Zahl um 62% gegenüber dem Vorjahr und war so tief wie seit 1995
nicht mehr. Die durchschnittliche Anerkennungsquote betrug 6,4%. Je nach
Herkunftsland schwankte sie stark (1,8% für Personen aus Jugoslawien, 42% für
Asylsuchende aus der Türkei). Erstmals seit 1994 sank auch die Gesamtzahl der
Personen im Asylbereich, und zwar gleich um 26% auf gut 98 000. Dies erklärt sich vor
allem durch die Rückreisewelle nach Kosovo. Seit dem Ende des Konflikts Mitte 1999
kehrten 40 114 Personen dorthin zurück. Die meisten taten dies freiwillig; rund 33 000
profitierten dabei von der materiellen Rückkehrhilfe, welche die Schweiz gewährte.
Lediglich 3366 Personen verschiedenster Nationalität wurden zwangsweise
ausgeschafft. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.01.2000
MARIANNE BENTELI

Das BFF veröffentlichte erstmals die Swiss-Repat-Ausreisestatistik. 2003 verliessen
8546 Personen aus dem Asyl- und dem Ausländerbereich behördlich kontrolliert auf
dem Luftweg die Schweiz. 40,2 % taten dies selbständig, 59,8% im Rahmen einer
Rückführung. Von den über 5100 Rückgeführten wurden 344 Personen durch
Sicherheitsbeamte bis in den Zielstaat begleitet, die restlichen nur bis zum Flugzeug.
Personen, welche die Schweiz auf dem Landweg verliessen, wurden in dieser Statistik
nicht erfasst. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.01.2004
MARIANNE BENTELI

Ende Dezember 2007 betrug der Gesamtbestand der Personen im Asylprozess 40'653
Personen, 9,4% weniger als im Vorjahr. Die Zahl der neu eingereichten Asylgesuche
belief sich auf 10 387; im Vergleich zum Vorjahr bedeutet dies eine Abnahme um 1,4%,
womit der Trend gegenläufig zum restlichen Europa (+5,5%) war. Der Bestand der
Personen in der Vollzugsphase ging um 31,9% zurück; die Zahl jener, für welche Papiere
beschafft werden mussten, verringerte sich um 32,6%. An erster Stelle bei den
Gesuchstellenden lag erstmals seit langem nicht Serbien (inkl. Kosovo), sondern Eritrea
mit einem Anteil von 16%, gefolgt von Serbien, Irak, Türkei und Sri Lanka. Die
Anerkennungsquote lag bei 20,8%, womit sie seit 2003 kontinuierlich zugenommen
hat. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.01.2008
MARIANNE BENTELI

Seit 2002 besteht zwischen Bund und Kantonen eine Zusammenarbeit zum Thema
„Controlling der Integration von Flüchtlingen“. Im April wurde der Schlussbericht
veröffentlicht. Die gesammelten Daten, die einerseits auf der Befragung der Flüchtlinge
und andererseits auf Aussagen der Sozialbehörden beruhen, beschlugen die
Schwerpunktthemen berufliche Integration und Ausbildung, soziale Integration,
Gesundheit und Spracherwerb. In der Studie wurde die Flüchtlingsbevölkerung zu drei
verschiedenen Zeitpunkten beobachtet: Bei der Eröffnung des positiven
Asylentscheids, ein Jahr später sowie fünf Jahre nach der Einreise in die Schweiz. Dank
dieser Differenzierung nach Zeitpunkten konnte aufgezeigt werden, dass die
Aufenthaltsdauer in der Schweiz beträchtliche Auswirkungen auf die Integration der
Flüchtlinge hat. Rund zwei Drittel von ihnen unterhalten regelmässigen Kontakt zur
schweizerischen Wohnbevölkerung. Die Bereitschaft zum Spracherwerb und zum
Besuch von Ausbildungsveranstaltungen nimmt insbesondere nach einem positiven
Asylentscheid zu, wobei die Sprachkompetenz der Männer im Allgemeinen höher liegt
als jene der Frauen. Die finanzielle Abhängigkeit der Flüchtlinge von der Sozialhilfe
nimmt im Lauf der Zeit bei einigen deutlich zu, bei anderen nimmt sie ab. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.04.2008
MARIANNE BENTELI
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Die Zahl der Asylgesuche sank 2010 um rund 2,7% auf 15 567. Ebenfalls abgenommen
hat die Zahl der hängigen Anträge um 27% auf 9025. Der Anteil der bewilligten Gesuche
lag mit 17,7% leicht höher als im Vorjahr (16,3%). Wie bereits 2009 war Nigeria das
wichtigste Herkunftsland (1969 Gesuche). Die Aufnahmequote war bei den Nigerianern
aber verschwindend gering: Von 2243 behandelten Gesuchen wurden lediglich zwei
bewilligt; eine Person wurde vorläufig aufgenommen. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.01.2011
ANDREA MOSIMANN

Die Zahl der Asylgesuche nahm im Zuge der politischen Umstürze in den Ländern
Nordafrikas und des Nahen Ostens stark zu. Während sich die Zahlen im Januar und
Februar um jeweils rund 1 200 Gesuche pro Monat bewegten, stieg die Anzahl der
Gesuche im März auf 1 874. Ende des ersten Quartals war die Zahl von total 4 371
Gesuchen rund 18 Prozent höher als im ersten Quartal 2010. Trotz der von Parteien und
der Öffentlichkeit gefürchteten Welle nordafrikanischer Gesuche kam die grösste
Gruppe an Antragsstellern aus Eritrea (724 Personen). Aus Furcht vor einer starken
Zunahme der Gesuche aus Tunesien reiste eine Schweizer Delegation im April nach
Tunis, um vor Ort Möglichkeiten zur Hilfeleistung und gleichzeitig zur Reduktion von
Flüchtlingsbewegungen auszuloten. Die Befürchtungen bestätigten sich vorerst nicht,
da die Zahl der Asylgesuche im April im Vergleich zum Vormonat wieder um 20 Prozent
abnahm. Während im Folgemonat die Asylgesuche auf 2 245 anstiegen, sanken sie aber
bereits im Juni wieder auf 1 675 und somit auf ein ähnliches Niveau wie vor Ausbruch
der Unruhen in den Ländern Nordafrikas und des Nahen Ostens. In den
Sommermonaten stagnierte die Anzahl der Gesuche, bevor sie im September erneut auf
über 2 000 stieg und im November über 2 500 erreichte. Die grösste Gruppe
Antragssteller stammte im Herbst aus Tunesien, gefolgt von Eritrea und Serbien.
Insgesamt wurden im Berichtsjahr 22 551 Asylgesuche gestellt, was gegenüber dem
Vorjahr einer Zunahme von 45 Prozent und der höchsten Zahl an Gesuchen seit 2002
entsprach. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.12.2011
ANITA KÄPPELI

Le nombre de demandes d’asile en 2012 a atteint 28 631, soit 27% de plus qu’en 2011.
Les requérants proviennent principalement de l’Erythrée (4 407 demandes), du Nigéria
(2 746 demandes) et de la Tunisie (2 239 demandes). Sur la totalité des demandes
2 507 personnes ont obtenu le statut de réfugié (-32.4% par rapport à 2011), 2 060
personnes ont été admises provisoirement (-32.9% par rapport à 2011) et pour
14 008 personnes, une non-entrée en matière a été décidée (+44.6% par rapport à
2011). L’importante variation entre 2011 et 2012 s’explique par un changement de
stratégie dans le traitement des demandes d’asile. En effet, les demandes n’exigeant
pas de plus amples clarifications sont traitées en priorité. Ce changement a influencé le
nombre de personnes ayant obtenu l’asile, ainsi que le nombre de non-entrée en
matière. Les départs ont également subi une hausse: +84% pour les départs volontaires
contrôlés et +22% pour les retours vers les pays d’origine, pays tiers et Etats Dublin. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2012
EMILIA PASQUIER

In Erfüllung einer Motion von Gerhard Pfister (cvp, ZG) vom Februar 2017,
veröffentlichte das SEM im August 2021 die Ergebnisse der zweiteiligen Evaluation von
Prozessqualität, Entscheidqualität und Rechtsschutz im Rahmen der Umsetzung des
revidierten Asylgesetzes (PERU). Im Zuge der Revision des Asylgesetzes (AsylG), welche
am 1. März 2019 in Kraft getreten war, war das beschleunigte Asylverfahren eingeführt
worden.
Im Auftrag des SEM evaluierten die Arbeitsgemeinschaften Egger, Dreher und Partner
AG und die Ecoplan AG die Prozesse im Asylbereich während der ersten beiden Jahren
seit der Einführung der beschleunigten Verfahren. Aus dem entsprechenden Bericht
ging hervor, dass die Asylverfahren seit dieser Änderung bis zum erstinstanzlichen
Entscheid insgesamt durchschnittlich nur noch 55 Tage dauerten – 49 Tage betrug im
Schnitt die Vorbereitungsphase, was deutlich über den angestrebten 21 Tagen lag, und 6
Tage das Asylverfahren, womit die Vorgabe von 8 Tagen in allen Asylregionen
eingehalten werden konnte. Das Verfahren könne aber noch weiter optimiert und
effizienter gestaltet werden, beschied der Bericht, weshalb einige
Handlungsempfehlungen vorgelegt wurden. Zur Zeit gäbe es beispielsweise oft
Terminkollisionen, weil die einzelnen Verfahrensbeteiligten keine Einsicht in die
anderen Termine in Zusammenhang mit dem Asylverfahren hätten. Dem könne man mit
einem gemeinsamen Planungstool entgegenwirken.
In einem weiteren Bericht hatte das Schweizerische Kompetenzzentrum für
Menschenrechte (SKMR) im Auftrag des SEM die Qualität der Asylentscheide sowie den
Rechtsschutz im beschleunigten Verfahren untersucht. Beide Bereiche wurden

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.08.2021
SARAH KUHN
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grundlegend positiv bewertet, wobei bei beiden noch Optimierungspotential
festgestellt wurde, etwa beim Umgang mit den Stellungnahmen der
Rechtsvertreterinnen und Rechtsvertreter zum Entscheidentwurf des SEM zum
Asylantrag. Heute komme es immer wieder vor, dass die Stellungnahme der
Rechtsvertretung entweder gar nicht mit der asylsuchenden Person besprochen werde
oder dass bei einem Verzicht auf eine Stellungnahme das Einverständnis der
betroffenen Person nicht eingeholt werde. Da dies laut des SKMR jedoch ein wichtiger
Bestandteil des rechtlichen Gehörs sei und zum Mitwirkungsrecht gehöre, sollten die
betroffenen Personen bei beiden Punkten zukünftig besser eingebunden werden.

Einige der vorgeschlagenen Handlungsempfehlungen aus beiden Berichten seien laut
einer Medienmitteilung des SEM bereits umgesetzt worden und hätten schon Wirkung
gezeigt. So habe eine Analyse gezeigt, dass im Jahr 2020 rund 96 Prozent der
Entscheide entweder von den Betroffenen ohne Einsprache akzeptiert oder vom
Bundesverwaltungsgericht bestätigt wurden. Parallel zur Evaluation habe das SEM auch
ein umfassendes Qualitätsmanagementsystem für den Asylbereich aufgebaut. 22

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Wie die VOX-Analyse der Nationalratswahlen zeigte, nahm unter der FDP-
Wählerschaft die Gruppe von Personen in leitenden Positionen und jene der mittleren
Angestellten weiter zu, während die Anteile der einfachen Angestellten, Arbeiter und
Bauern rückläufig waren. Gewählt wird die Partei immer mehr von älteren Leuten – die
Wählerschaft im Rentenalter bildete knapp einen Viertel – und von Menschen, die in
kleineren oder mittleren Städten leben. Auffallend hoch in der Wählerschaft der FDP ist
die Identifikation über den politischen Stil und über die prinzipielle Weltanschauung;
dies widerspricht der allgemeinen Tendenz der Themen- und Personenorientierung.
Der Verlust eines Teils der Wählerschaft wird in der Studie dadurch erklärt, dass die
Partei in Fragen der Asyl-, Europa- und Umweltpolitik, die der FDP-Wählerschaft als
wichtigste Probleme erscheinen, zu wenig oder nicht geschlossen auftrat.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

1) Hans Hirter, Wahlen 99. Selects, Bern 2000, S. 25 ff.
2) Lit. Credit Suisse 2015 (Sorgen)
3) Sorgenbarometer 2017, Schlussbericht vom 23.11.2017; NZZ, TA, 5.12.17; AZ, 6.12.17
4) Credit Suisse (2019). Sorgenbarometer.pdf; Blick, 5.12.19
5) Credit Suisse (2020) Sorgenbarometer; AZ, NZZ, 20.11.20
6) Credit Suisse (2021) Sorgenbarometer; LT, 19.11.21; Blick, CdT, LT, 26.11.21; AZ, 28.12.21
7) Communiqué de presse Credit Suisse - baromètre des préoccupations 2022; Credit Suisse, baromètre des
préoccupations 2022
8) Eisner (1998). Warum die Jugendkriminalität stark zunimmt.; Presse vom 28.3.98; TA, 24.10.98.
9) SKA-Bulletin, 97/1991, Nr. 6, S. 6 f.
10) BZ, 2.7. und 15.12.92; TA, 14.8.92; Bund, 3.12.92. Siehe dazu auch die Ausführungen des BR in Amtl. Bull. NR, 1992, S. 2738
f. (Presse vom 13.2.93)
11) Presse vom 21.1.97.
12) Presse vom 28.1.98.
13) Lit. Schneider; NZZ, 6.7.98.
14) Presse vom 9.1.99. 
15) Presse vom 17.1.01. 
16) Presse vom 11.1.04.
17) Presse vom 11.1.08.
18) Presse vom 22.4.08.
19) NZZ, NLZ und SGT, 18.1.11.
20) NZZ, 3.3. und 13.4.11; LT, 19.4.11; AZ, 5.5.11; BZ, 14.7.11; LT, 21.10. und 10.12.11; Medienmitteilung BFM vom 19.1.12.
21) Communiqué de presse de l’OFM du 22.1.13
22) Kurzbericht Evaluation PERU Teil 1 vom 16.8.21; Kurzbericht Evaluation PERU Teil 2 vom 16.8.21; Medienmitteilung SEM
vom 23.8.21

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.23 9


